
 

  

S 13 AS 3321/14 WA

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Sachsen-Anhalt
Sozialgericht Sozialgericht Dessau-Roßlau
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 AS 3321/14 WA
Datum 15.12.2015

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AS 47/16
Datum 06.06.2019

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten. Die Berufung wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen einen Bescheid Ã¼ber die endgÃ¼ltige Festsetzung
des Leistungsanspruchs fÃ¼r den Zeitraum November 2008 bis Juli 2009, mit dem
der Beklagte einen Betrag in HÃ¶he von insgesamt 687,19 EUR von ihm
zurÃ¼ckfordert.

Der am â�¦ 1973 geborene KlÃ¤ger wohnt seit Oktober 2008 allein in einer
Einraumwohnung unter der im Rubrum genannten Anschrift, fÃ¼r die im streitigen
Zeitraum eine Grundmiete von 134,00 EUR, eine Betriebskostenvorauszahlung von
45,00 EUR und eine Vorauszahlung fÃ¼r Heiz- und Warmwasserkosten in HÃ¶he
von 31,00 EUR zu zahlen war. Im September 2008 nahm der KlÃ¤ger eine
BeschÃ¤ftigung bei der Firma S. in K. auf; der Lohn war monatlich unterschiedlich
hoch und wurde jeweils im Folgemonat ausgezahlt. Seinen Arbeitsweg legte der
KlÃ¤ger in der Regel Ã¼ber Q. zurÃ¼ck, da die (kÃ¼rzere) Strecke Ã¼ber M. im
streitigen Zeitraum gesperrt war. Der KlÃ¤ger zahlte fÃ¼r seine beiden Kinder S.
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und J. Unterhalt in HÃ¶he von monatlich 76,00 EUR (42,00 EUR fÃ¼r S. und 34,00
EUR fÃ¼r J.). Der vom KlÃ¤ger zu entrichtende, jeweils am 01.01. fÃ¤llige
Jahresbeitrag fÃ¼r seine Kfz- Haftpflichtversicherung (ohne Schutzbrief) belief sich
im Jahr 2008 auf 245,06 EUR und im Jahr 2009 auf 241,41 EUR.

Der KlÃ¤ger stand im streitigen Zeitraum im Bezug von Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II). Nachdem er am 21.10.2008 seine
erste Lohnbescheinigung aus der BeschÃ¤ftigung bei S. fÃ¼r den Monat September
2008 eingereicht hatte (1.330,73 EUR brutto, 975,36 EUR netto), bewilligte der
Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger mit Ã�nderungsbescheid vom 28.01.2009
vorlÃ¤ufig gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 1 Nr. 1a SGB II (Â§Â§ des SGB II beziehen sich in
diesem Urteil stets auf das SGB II in der vor Inkrafttreten des Gesetzes zur
Ermittlung von Regelbedarfen und zur Ã�nderung des Zweiten und ZwÃ¶lften
Buches Sozialgesetzbuch vom 24.03.2011 geltenden Fassung) i. V. m. Â§ 328 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes u. a. fÃ¼r November 2008 bis Februar 2009 in HÃ¶he von
monatlich 164,12 EUR. Dabei ging er von einem Gesamtbedarf in HÃ¶he von 554,37
EUR aus (Regelleistung 351,00 EUR, Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung 203,37
EUR) und rechnete ein geschÃ¤tztes Nettoeinkommen (abzÃ¼glich Unterhalt) in
HÃ¶he von 910,00 EUR (bereinigt 550,25 EUR) an. Zu dem sich daraus ergebenden
Leistungsanspruch von 4,12 EUR wurde noch der befristete Zuschlag nach Â§ 24
SGB II in HÃ¶he von 160,00 EUR hinzugerechnet. Mit einem weiteren Bescheid vom
19.02.2009 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger â�� wiederum vorlÃ¤ufig â��
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes fÃ¼r MÃ¤rz 2009 bis Juni 2009 in
HÃ¶he von monatlich 177,12 und fÃ¼r Juli und August 2009 in HÃ¶he von
monatlich 97,12 EUR. Dabei ging er wiederum von einem Gesamtbedarf von 554,37
EUR aus und berÃ¼cksichtigte als geschÃ¤tztes Einkommen einen Nettobetrag von
910,00 EUR (bereinigt 537,25 EUR). Der Zuschlag nach Â§ 24 SGB II verringerte sich
ab Juli 2009 auf monatlich 80,00 EUR.

In der Folgezeit reichte der KlÃ¤ger seine Verdienstbescheinigungen ein. Danach
erzielte er folgende Einnahmen (Zufluss jeweils im Folgemonat):

Oktober 2008: 1.440,46 EUR brutto (1.052,64 EUR netto)

November 2008: 1.355,67 EUR brutto (988,17 EUR netto)

Dezember 2008: 1.400,56 EUR brutto (1.011,10 EUR netto)

Januar 2009: 1.383,93 EUR brutto (1.033,22 EUR netto)

Februar 2009: 1.330,73 EUR brutto (980,02 EUR netto)

MÃ¤rz 2009: 1.330,71 EUR brutto (986,19 EUR netto)

April 2009: 1.373,96 EUR brutto (1.008,79 EUR netto)
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Mai 2009: 1.362,32 EUR brutto (1.002,80 EUR netto)

Juni 2009: 1.330,73 brutto (986,19 EUR netto)

In dem Einkommen fÃ¼r Oktober und Dezember 2008 und fÃ¼r Januar und April
2009 sind jeweils auch steuerfreie FeiertagszuschlÃ¤ge enthalten.

Mit Bescheid vom 26.08.2009 Ã¼ber die endgÃ¼ltige Festsetzung des
Leistungsanspruchs und die Erstattung von zu Unrecht gewÃ¤hrten Leistungen
forderte der Beklagte fÃ¼r die Monate November 2008, Januar und Februar 2009
und April bis Juli 2009 Leistungen in HÃ¶he von insgesamt 687,19 EUR zurÃ¼ck. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er an, bei der endgÃ¼ltigen Festsetzung des
Leistungsanspruchs sei festgestellt worden, dass nur ein geringerer
Leistungsanspruch besteht.

Der KlÃ¤ger legte gegen diesen Bescheid am 31.08.2009 Widerspruch ein. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er an, er kÃ¶nne nicht verstehen, warum die
RÃ¼ckforderung so hoch sei, insbesondere warum der befristete Zuschlag
zurÃ¼ckgefordert werde.

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 17.11.2009 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er an, nach Absetzung der
FreibetrÃ¤ge errechne sich ein zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen in HÃ¶he von
593,84 EUR im November 2008, 556,59 EUR im Januar 2009, 580,38 EUR im
Februar 2009, 538,67 EUR im April 2009, 556,94 EUR im Mai 2009, 552,12 EUR im
Juni 2009 und 538,67 EUR im Juli 2009. Damit errechne sich ein Leistungsanspruch
(einschlieÃ�lich Zuschlag) fÃ¼r April 2009 in HÃ¶he von 175,70 EUR, fÃ¼r Juni
2009 in HÃ¶he von 162,26 EUR und fÃ¼r Juli 2009 in HÃ¶he von 103,70 EUR. FÃ¼r
die restlichen Monate errechne sich kein Leistungsanspruch mehr, da das
Einkommen den Bedarf Ã¼bersteige und daher auch der Anspruch auf den
Zuschlag entfalle. Die Ã�berzahlung belaufe sich mithin auf jeweils 164,12 EUR im
November 2008 sowie im Januar und Februar 2009, auf jeweils 1,42 EUR im April
2009 und Juli 2009, auf 177,12 EUR im Mai 2009 und 14,87 EUR im Juni 2009.

Der KlÃ¤ger hat dagegen am 23.11.2009 Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt
er an, sein Einkommen sei jeweils nur geringfÃ¼gig hÃ¶her gewesen als
ursprÃ¼nglich zugrunde gelegt. Die hohe RÃ¼ckforderung sei daher fÃ¼r ihn nicht
nachvollziehbar.

Die Kammer hat mit Beschluss vom 28.04.2010 das Ruhen des Verfahrens
angeordnet, da die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) hinsichtlich der
Anrechenbarkeit von Nacht-, Sonn- und FeiertagszuschlÃ¤gen abgewartet werden
sollte.

Der KlÃ¤ger hat am 18.12.2014 die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt.
Dabei hat er auch seine Lohnbescheinigungen fÃ¼r die Monate Oktober 2008 bis
Juni 2009 eingereicht. Die Firma S. hat auf telefonische Nachfrage erklÃ¤rt, dass
sich die Anzahl der Arbeitstage, an denen der KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich gearbeitet hat,
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aus dem Posten "BG Stunden" ergibt, indem man die dort aufgefÃ¼hrt Zahl durch 8
dividiert.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 26.08.2009 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.11.2009 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hÃ¤lt seine Entscheidung fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten haben vorgelegen und
waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sachverhaltes und des Sachvortrages der Beteiligten wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I.

Die als Anfechtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Alt. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Der Bescheid des Beklagten vom 26.08.2009 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.11.2009 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

1. Die RÃ¼ckforderung der Leistungen fÃ¼r die Monate November 2008, Januar
und Februar 2009 sowie April bis Juli 2009 findet ihre Rechtsgrundlage in Â§ 40 Abs.
1 Satz 2 Nr. 1a SGB II in Verbindung mit Â§ 328 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Abs. 3 Satz 2
Drittes Buch Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III).

Nach der Verweisungsnorm des Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1a SGB II sind fÃ¼r das
Verfahren nach dem SGB II u. a. die Vorschriften des Â§ 328 SGB III Ã¼ber die
vorlÃ¤ufige Entscheidung entsprechend anwendbar. Hiernach kann Ã¼ber die
Erbringung von Geldleistungen u. a. dann vorlÃ¤ufig entschieden werden, wenn zur
Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs einer Arbeitnehmerin oder eines
Arbeitnehmers auf Geldleistungen voraussichtlich lÃ¤ngere Zeit erforderlich ist, die
Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
vorliegen und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die UmstÃ¤nde, die einer
sofortigen abschlieÃ�enden Entscheidung entgegenstehen, nicht zu vertreten hat
(Â§ 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III). Im Hinblick auf die endgÃ¼ltige Leistungsbewilligung
gilt sodann zunÃ¤chst: "Eine vorlÃ¤ufige Entscheidung ist nur auf Antrag der
berechtigten Person fÃ¼r endgÃ¼ltig zu erklÃ¤ren, wenn sie nicht aufzuheben oder
zu Ã¤ndern ist" (Â§ 328 Abs. 2 SGB III). Weiter ist bestimmt: "Auf Grund der
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vorlÃ¤ufigen Entscheidung erbrachte Leistungen sind auf die zustehende Leistung
anzurechnen. Soweit mit der abschlieÃ�enden Entscheidung ein Leistungsanspruch
nicht oder nur in geringerer HÃ¶he zuerkannt wird, sind auf Grund der vorlÃ¤ufigen
Entscheidung erbrachte Leistungen zu erstatten" (Â§ 328 Abs. 3 Satz 1 und 2
Halbsatz 1 SGB III).

Der Beklagte hat hier im Hinblick auf das wechselnde Einkommen und die noch
nicht vorliegenden Verdienstbescheinigungen des KlÃ¤gers mit Bescheiden vom
28.01.2009 und vom 19.02.2009 zu Recht Ã¼ber den Leistungsanspruch des
KlÃ¤gers fÃ¼r den Zeitraum November 2008 bis Juli 2009 zunÃ¤chst (nur) im Wege
der vorlÃ¤ufigen Entscheidung befunden. Nachdem der KlÃ¤ger die
Verdienstbescheinigungen vorgelegt hatte, war der Beklagte verpflichtet, eine
abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber das streitbefangene Leistungsbegehren zu
treffen (zur Notwendigkeit einer das Verwaltungsverfahren auf den
ursprÃ¼nglichen Leistungsantrag abschlieÃ�enden endgÃ¼ltigen Entscheidung im
Fall einer vorlÃ¤ufigen Bewilligung vgl. Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom
29.04.2015, Az. B 14 AS 31/14).

Der Bescheid vom 26.08.2009 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
17.11.2009 genÃ¼gt auch den Anforderungen an eine i. S. v. Â§ 328 Abs. 3 SGB III
"abschlieÃ�ende Entscheidung". Nach der Rechtsprechung des BSG setzt eine
"abschlieÃ�ende Entscheidung" i. S. v. Â§ 328 Abs. 3 SGB III voraus, dass der
betreffende Bescheid den ursprÃ¼nglichen VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalt aufhebt und
die begehrte Leistung als die "zustehende Leistung" endgÃ¼ltig zuerkennt (BSG,
Urteil vom 29.04.2015, Az. B 14 AS 31/14). Dazu bedarf es zumindest irgend eines
Anhaltspunktes in einem VerfÃ¼gungssatz oder zumindest in der BegrÃ¼ndung der
Entscheidung, der zweifelsfrei darauf schlieÃ�en lÃ¤sst, dass mit der Entscheidung
eine endgÃ¼ltige Leistungsbewilligung i. S. v. Â§ 328 Abs. 3 Satz 2 SGB III getroffen
werden soll (BSG a. a. O.). Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt. Bereits
in der Ã�berschrift des Bescheides heiÃ�t es "EndgÃ¼ltige Festsetzung des
Leistungsanspruches". In den EingangssÃ¤tzen des Bescheides wird auf die erfolgte
vorlÃ¤ufige Bewilligung Bezug genommen und mitgeteilt, dass mit der
endgÃ¼ltigen Entscheidung Ã¼ber den Leistungsanspruch festgestellt wurde, dass
nur ein geringerer Leistungsanspruch besteht. Die HÃ¶he der fÃ¼r die einzelnen
Monate endgÃ¼ltig festgesetzten Leistungen wird in dem Bescheid zwar nicht
genannt, sondern es werden lediglich die sich fÃ¼r die einzelnen Monate
ergebenden Ã�berzahlungen aufgefÃ¼hrt. Dieser Mangel wurde aber jedenfalls im
Widerspruchsbescheid geheilt, denn in diesem wird mit ausfÃ¼hrlicher Berechnung
dargestellt, welche endgÃ¼ltigen LeistungsansprÃ¼che sich fÃ¼r die einzelnen
Monate errechnen.

2. Die in dem Bescheid vom 26.08.2009 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 17.11.2009 getroffenen Festsetzungen sind auch inhaltlich zutreffend bzw.
begÃ¼nstigend rechtswidrig. Dem KlÃ¤ger stehen fÃ¼r die streitigen ZeitrÃ¤ume
noch geringere LeistungsansprÃ¼che zu als vom Beklagten endgÃ¼ltig festgesetzt.

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes erhalten gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz
1 SGB II Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a
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SGB II noch nicht erreicht haben (Nr. 1), erwerbsfÃ¤hig (Nr. 2) und hilfebedÃ¼rftig
(Nr. 3) sind und ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland
haben (Nr. 4). HilfebedÃ¼rftig ist gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 SGB II, wer seinen
Lebensunterhalt, seine Eingliederung in Arbeit und den Lebensunterhalt der mit ihm
in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus
eigenen KrÃ¤ften und Mitteln, vor allem nicht 1. durch Aufnahme einer zumutbaren
Arbeit, 2. aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern
kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen
oder von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt.

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt nach seinem Alter grundsÃ¤tzlich zum Kreis der
Leistungsberechtigten und hat seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet.
Die Kammer hat keinen Grund, anhand der vorliegenden Unterlagen an der
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers zu zweifeln. Der maÃ�gebliche Bedarf ist anhand
der gesetzlich vorgesehenen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (Â§Â§
19 ff. SGB II) zu bestimmen. Nach Â§ 19 Satz 1 SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige
HilfebedÃ¼rftige als Arbeitslosengeld II Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes einschlieÃ�lich der angemessenen Kosten der Unterkunft und
Heizung.

Als Regelleistung fÃ¼r einen ErwerbsfÃ¤higen, der allein stehend oder allein
erziehend ist, sieht Â§ 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung fÃ¼r
die Zeit bis Juni 2009 351,00 EUR und ab Juli 2009 359,00 EUR vor.

Die Kosten der Unterkunft und Heizung setzen sich aus der Kaltmiete in HÃ¶he von
monatlich 134,00 EUR, der Betriebskostenvorauszahlung von monatlich 45,00 EUR
und der Heizkostenvorauszahlung von 31,00 EUR zusammen. Da mit der Heizung
auch die Warmwasseraufbereitung durchgefÃ¼hrt wird, die Kosten fÃ¼r
Haushaltsenergie aber gemÃ¤Ã� Â§ 20 Abs. 1 SGB II in der vorliegend anwendbaren
Fassung Bestandteil der Regelleistung waren, ist von den Heizkosten ein Abzug
vorzunehmen. FÃ¼r die HÃ¶he dieses Abzugs hat das BSG auf den Betrag
abgestellt, mit dem die Warmwasserbereitung in die Regelleistung eingegangen ist
(vgl. dazu grundlegend BSG, Urteile vom 27.02.2008, Az. B 14/11b AS 15/07 R, und
vom 22.09.2009, Az. B 4 AS 8/09 R). Dies entspricht bei einer Regelleistung von
351,00 EUR einem Betrag von 6,33 EUR und bei einer Regelleistung von 359,00 EUR
einem Betrag von 6,47 EUR. Die zu Ã¼bernehmenden Unterkunftskosten des
KlÃ¤gers belaufen sich demnach auf 203,67 EUR von November 2008 bis Juni 2009
und auf 203,53 EUR im Juli 2009.

Der Gesamtbedarf des KlÃ¤gers belÃ¤uft sich mithin auf 554,67 EUR im November
2008 bis Juni 2009 und auf 562,53 EUR im Juli 2009.

Ein hÃ¶herer Bedarf des KlÃ¤gers ergibt sich nicht aus der im streitigen Zeitraum
noch geltenden Vorschrift des Â§ 24 SGB II, die frÃ¼heren Beziehern von
Arbeitslosengeld I (ALG I) innerhalb von zwei Jahren nach dem Ende des ALG I-
Bezuges einen monatlichen Zuschlag zugebilligt hat. Der Zuschlag nach MaÃ�gabe
des Â§ 24 SGB II war nÃ¤mlich akzessorisch zum Bestehen eines Anspruchs auf
Arbeitslosengeld II im Sinne der Kernleistungen des Â§ 19 Satz 1 SGB II, d. h. ein
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Anspruch auf den befristeten Zuschlag bestand nur dann, wenn der
HilfebedÃ¼rftige tatsÃ¤chlich einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II hatte. Allein
durch die Zuschlagsregelung konnte kein Anspruch auf Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes nach dem SGB II begrÃ¼ndet werden (BSG, Urteile vom
23.11.2006, Az. B 11b AS 1/06 R, vom 29.03.2007, Az. B 7b AS 2/06 R, und vom
31.10.2007, Az. B 14/7b AS 42/06 R und B 14/11b AS 7/07 R).

Von dem Bedarf ist das zu berÃ¼cksichtigende Einkommen in Abzug zu bringen.
Nach Â§ 11 Abs 1 Satz 1 SGB II sind als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen
Einnahmen in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der Leistungen nach dem SGB II,
der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und nach den Gesetzen,
die eine entsprechende Anwendung des BVG vorsehen und der Renten oder
Beihilfen, die nach dem BundesentschÃ¤digungsgesetz fÃ¼r Schaden an Leben
sowie an KÃ¶rper und Gesundheit erbracht werden, bis zur HÃ¶he der
vergleichbaren Grundrente nach dem BVG. Dementsprechend ist vorliegend das
Einkommen des KlÃ¤gers aus seiner BeschÃ¤ftigung bei der Firma S. anzurechnen,
wobei das gesamte Bruttoeinkommen einschlieÃ�lich der in dem Einkommen fÃ¼r
Oktober, Dezember, Januar und April enthaltenen FeiertagszuschlÃ¤ge zu
berÃ¼cksichtigen ist. Das Bundessozialgericht hat zwischenzeitlich entschieden,
dass ZuschlÃ¤ge fÃ¼r Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit keiner der in Â§ 11 Abs 1
Satz 1 SGB II genannten Ausnahmen unterfallen und auch nicht als zweckbestimmte
Leistungen i. S. v. Â§ 11 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a SGB II von der
EinkommensberÃ¼cksichtigung auszunehmen sind (BSG, Urteil vom 01.06.2010,
Az. B 4 AS 89/09).

Vom Einkommen sind gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 Satz 1 SGB II abzusetzen

auf das Einkommen entrichtete Steuern,

PflichtbeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung einschlieÃ�lich der BeitrÃ¤ge zur
ArbeitsfÃ¶rderung,

BeitrÃ¤ge zu Ã¶ffentlichen oder privaten Versicherungen oder Ã¤hnlichen
Einrichtungen, soweit diese BeitrÃ¤ge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund
und HÃ¶he angemessen sind,

gefÃ¶rderte AltersvorsorgebeitrÃ¤ge nach Â§ 82 des Einkommenssteuergesetzes,
soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach Â§ 86 des Einkommenssteuergesetzes
nicht Ã¼berschreiten,

die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben,

fÃ¼r ErwerbstÃ¤tige ferner ein Betrag nach Â§ 30 SGB II

Aufwendungen zur ErfÃ¼llung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu dem in
einem Unterhaltstitel oder in einer notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung
festgelegten Betrag.
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Nach Â§ 11 Abs. 2 Satz 2 ist bei erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen, die
erwerbstÃ¤tig sind, an Stelle der BetrÃ¤ge nach Satz 1 Nr. 3 bis 5 ein Betrag von
insgesamt 100 EUR monatlich abzusetzen. BetrÃ¤gt das monatliche Einkommen
mehr als 400 EUR, gilt Satz 2 nicht, wenn der erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige
nachweist, dass die Summe der BetrÃ¤ge nach Satz 1 Nr. 3 bis 5 den Betrag von
100 EUR Ã¼bersteigt (Â§ 11 Abs. 2 Satz 3 SGB II).

Nach Â§ 3 der Verordnung zur Berechnung von Einkommen sowie zur
NichtberÃ¼cksichtigung von Einkommen und VermÃ¶gen beim Arbeitslosengeld II /
Sozialgeld (ALG II- VO) in der Fassung vom 17.12.2007 sind als PauschbetrÃ¤ge
abzusetzen

von dem Einkommen volljÃ¤hriger HilfebedÃ¼rftiger und von dem Einkommen
minderjÃ¤hriger HilfebedÃ¼rftiger, soweit diese nicht mit volljÃ¤hrigen
HilfebedÃ¼rftigen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, ein Betrag in HÃ¶he von
30,00 EUR monatlich fÃ¼r die BeitrÃ¤ge zu privaten Versicherungen, die nach
Grund und HÃ¶he angemessen sind, gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 Nr. 3 SGB II

[ ]

von dem Einkommen ErwerbstÃ¤tiger fÃ¼r die BetrÃ¤ge nach Â§ 11 Abs. 2 Nr. 5
SGB II

monatlich ein Sechzigstel der steuerrechtlichen Werbungskostenpauschale (Â§ 9a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a des Einkommenssteuergesetzes) als mit seiner
Erzielung notwendige Ausgaben

zusÃ¤tzlich bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges fÃ¼r die Fahrt zwischen Wohnung
und ArbeitsstÃ¤tte fÃ¼r Wegstrecken zur AusÃ¼bung der ErwerbstÃ¤tigkeit 0,20
EUR fÃ¼r jeden Entfernungskilometer der kÃ¼rzesten StraÃ�enverbindung,

soweit der HilfebedÃ¼rftige nicht hÃ¶here notwendige Ausgaben nachweist.

Der zusÃ¤tzliche Freibetrag bei ErwerbstÃ¤tigkeit belÃ¤uft sich nach Â§ 30 Satz 2
SGB II

fÃ¼r den Teil des monatlichen Einkommens, das 100 EUR Ã¼bersteigt und nicht
mehr als 800 EUR betrÃ¤gt, auf 20 vom Hundert und

fÃ¼r den Teil des monatlichen Einkommens, das 800 EUR Ã¼bersteigt und nicht
mehr als 1.200 EUR betrÃ¤gt, auf 10 vom Hundert.

An Stelle des Betrages von 1.200 EUR tritt fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige,
die entweder mit mindestens einem minderjÃ¤hrigen Kind in Bedarfsgemeinschaft
leben oder mindestens ein minderjÃ¤hriges Kind haben, ein Betrag von 1.500 EUR
(Â§ 30 Satz 3 SGB II).

Damit sind vom Einkommen des KlÃ¤gers zunÃ¤chst die Steuern und
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SozialversicherungsbeitrÃ¤ge und die Unterhaltszahlungen in HÃ¶he von monatlich
76,00 EUR abzusetzen. Die FreibetrÃ¤ge nach Â§ 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 bis 5 SGB II
Ã¼bersteigen den Betrag von 100,00 EUR monatlich und sind daher in
tatsÃ¤chlicher HÃ¶he abzusetzen. Sie setzen sich zusammen aus den BeitrÃ¤gen
zur Kfz- Haftpflichtversicherung, der Versicherungspauschale nach Â§ 3 Nr. 1 ALG II-
V in HÃ¶he von 30,00 EUR, der Pauschale nach Â§ 3 Nr. 3 Buchst. a in HÃ¶he von
15,33 EUR und den Fahrtkosten. Die Fahrtkosten berechnen sich aus den sich aus
der jeweiligen Lohnberechnung ergebenden Arbeitstagen, multipliziert mit der
einfachen Entfernung zwischen der Wohnung des KlÃ¤gers und der Arbeitsstelle (25
km) und den 0,20 EUR nach Â§ 3 Nr. 3 Buchst. b ALG II-V. Der Jahresbeitrag zur Kfz-
Haftpflichtversicherung ist nach Ansicht der Kammer nicht in voller HÃ¶he im Monat
seiner FÃ¤lligkeit (hier: Januar 2009) abzusetzen, sondern vielmehr monatlich mit
einem entsprechenden Teilbetrag zu berÃ¼cksichtigen. Zwar wird teilweise die
Auffassung vertreten, dass fÃ¼r eine anteilige Verteilung von
VersicherungsbeitrÃ¤gen, die fÃ¼r einen mehr als einmonatigen Zeitraum zu
zahlen sind, keine Rechtsgrundlage existiert (vgl. Sozialgericht [SG] Berlin, Urteil
vom 23.03.2015, Az. S 197 AS 355/12). Dem steht jedoch entgegen, dass der
Gesetzeswortlaut einer Verteilung der BeitrÃ¤ge jedenfalls nicht entgegensteht. Â§
11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB II befasst sich mit dieser Frage nicht, denn er bestimmt
lediglich, dass VersicherungsbeitrÃ¤ge vom Einkommen abzusetzen sind. FÃ¼r die
BeitrÃ¤ge zu privaten Versicherungen, die nach Grund und HÃ¶he angemessen sind
(wozu insbesondere Sach- und Haftpflichtversicherungen gehÃ¶ren, deren
BeitrÃ¤ge in aller Regel fÃ¼r einen mehr als einmonatigen Zeitraum gezahlt
werden) sieht Â§ 3 ALG II-V die Absetzung eines Pauschbetrages i. H. v. 30,00 EUR
monatlich vor, um bei gewÃ¶hnlich anfallenden Aufwendungen den Beteiligten nicht
nur einen aufwÃ¤ndigen Einzelnachweis zu ersparen, sondern auch eine stetige
Neuberechnung des Leistungsanspruchs wegen zwar regelmÃ¤Ã�ig anfallender,
aber nicht monatlich zu zahlender VersicherungsbeitrÃ¤ge zu vermeiden. Die
Regelung fÃ¼hrt mithin bezÃ¼glich der Einkommensanrechnung zu einer
gleichmÃ¤Ã�igen Verteilung von pauschalierten VersicherungsbeitrÃ¤gen auf das
ganze Jahr, selbst wenn sie nur in einem Monat zu zahlen sind. Nichts anderes kann
daher fÃ¼r die BeitrÃ¤ge zu gesetzlich vorgeschriebenen Versicherungen wie der
Kfz- Haftpflichtversicherung gelten (vgl. Landessozialgericht [LSG] fÃ¼r das Land
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 11.06.2014, Az. L 2 AS 275/14 B, L 2 AS
446/14 NZB). Auch das Bundessozialgericht hat beispielsweise in seinen Urteilen
vom 20.02.2014 (zum Az. B 14 AS 53/12 R, Rdnr. 21 bei juris) und vom 19.06.2012
(Az. B 4 AS 163/11 R, Rdnr. 15 bei juris) die Berechnungen der Vorinstanz mit
Absetzung der anteiligen BeitrÃ¤ge zur Kfz- Haftpflichtversicherung als monatliche
Aufwendung nicht beanstandet.

Insgesamt errechnen sich damit folgende LeistungsansprÃ¼che (BetrÃ¤ge jeweils
in EUR)

(Tabelle zur Horizontalberechnung nicht darstellbar)

Damit errechnet sich lediglich fÃ¼r den Monat April 2009 ein Anspruch auf
Leistungen nach Â§ 19 Satz 1 SGB II in HÃ¶he von 8,00 EUR. Hierzu ist noch der
Zuschlag nach Â§ 24 SGB II in HÃ¶he von 160,00 EUR hinzuzurechnen, sodass sich
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der Leistungsanspruch in diesem Monat auf 168,00 EUR belÃ¤uft. In den Ã¼brigen
Monaten Ã¼bersteigt das anzurechnende Einkommen den Bedarf des KlÃ¤gers,
sodass mangels HilfebedÃ¼rftigkeit kein Anspruch auf Leistungen nach Â§ 19 Satz
1 SGB II besteht. In diesen Monaten kommt auch die GewÃ¤hrung eines befristeten
Zuschlags nach Â§ 24 SGB II nach den obigen AusfÃ¼hrungen nicht in Betracht, da 
Â§ 24 SGB II als konstituierendes Tatbestandsmerkmal des Zuschlags den Bezug
von Arbeitslosengeld II voraussetzt.

Da der Leistungsanspruch des KlÃ¤gers in den streitgegenstÃ¤ndlichen Monaten
mithin noch niedriger ist als vom Beklagten endgÃ¼ltig festgesetzt, ist auch die
RÃ¼ckforderung von 687,19 EUR rechtmÃ¤Ã�ig.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

4. Die Berufung ist nicht nach Â§ 144 Abs. 1 SGG zulÃ¤ssig, da der Wert des
Beschwerdegegenstandes 750,00 EUR nicht Ã¼bersteigt. Die Berufung war jedoch
gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der
Rechtssache zuzulassen. Nach den obigen AusfÃ¼hrungen werden in der
Rechtsprechung unterschiedliche Auffassungen vertreten zu der Frage, ob
VersicherungsbeitrÃ¤ge, die fÃ¼r einen mehr als einmonatigen Zeitraum zu zahlen
sind, in vollem Umfang in dem Monat, in dem sie zu zahlen sind, als AbsetzbetrÃ¤ge
im Sinne von Â§ 11 Abs. 2 SGB II alter Fassung bzw. Â§ 11b in der geltenden
Fassung des SGB II anfallen oder ob sie anteilig auf die Monate umzulegen sind,
fÃ¼r die sie gezahlt werden. Diese Frage ist im vorliegenden Fall auch
entscheidungserheblich, denn wÃ¼rde man den vom KlÃ¤ger zu entrichtenden
Jahresbeitrag zur Kfz- Haftpflicht im Monat seiner FÃ¤lligkeit vom Einkommen
absetzen, so wÃ¼rde sich fÃ¼r den Monat Januar 2009 ein Leistungsanspruch
errechnen, der noch hÃ¶her ist als die ursprÃ¼nglich bewilligten Leistungen, sodass
eine RÃ¼ckforderung fÃ¼r diesen Monat entfallen wÃ¼rde.

Erstellt am: 13.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            10 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/24.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/24.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
http://www.tcpdf.org

